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Fallstudie Schafsömmerung im Eidg. Jagdbanngebiet Kiental

Ausgangslage

Im EJB besteht ein potenzieller Konflikt zwischen Lebensraum und Nahrung von Wildtieren und Nutztieren.

Der Kanton hat den Auftrag erteilt, den Konflikt durch die Optimierung der Schafsömmerung im Kiental zu lösen. Eine Expertise kam zum Schluss, dass eine Koppel (Harttal) von der Beweidung ausgeschlossen werden soll, da das Gebiet nach gesetzlicher Grundlage (DZV Anhang 2) nicht beweidbar sei. Das führt zu einer Reduktion des Normalbesatzes von 40 auf 32 Normalstösse. Der Bewirtschafter will diesen Entscheid nicht hinnehmen. Nach Angaben des Bewirtschafters ist die Beweidung des Harttals ohne ökologische Schäden möglich. 

Position SAV

Es braucht eine Expertise die belegt, dass die ökologischen Schäden von der Schafalpung herrühren.

Eine Reduktion des Normalbesatzes auf Grund von Wildtierbeständen ist nicht gesetzeskonform.

Der neu Verfügte Normalbesatz muss angefochten werden.

Es soll ein Gegengutachten erstellt werden, dass gegen die Sperrung des Harttals argumentiert.

Im Falle einer Reduktion des Normalbesatzes ist eine Kompensation anzustreben.

Bei Reduktion des Normalbesatzes innerhalb der 75%-Grenze zu vollen Sömmerungsbeiträgen lehnt der SAV als Bubentrickli ab, da nicht seriös.

Einschätzung von Denis Morand, BLW

Es gibt keine gesetzliche Grundlage die verlangt, dass landwirtschaftlich genutzte Flächen Wildtieren überlassen werden müssen. 

Bei einer Festlegung von Jagdbanngebiete und einer Reduktion des Normalbesatzes muss die Landwirtschaft entschädigt werden, z.B. Kompensationszahlungen. 

Offene Fragen:

Gab es in der Vergangenheit Klagen von Seiten des Naturschutzes bezüglich Überbestossung, ökologische Schäden etc. Sind diese noch hängig? Ist das der Grund für die Begutachtung?

Gesetzliche Grundlage

DZV
Art. 41 Anpassung des Normalbesatzes

1 Der Kanton passt den Normalbesatz eines Sömmerungs- oder Gemeinschaftsweidebetriebs

an, wenn:

a. der Gesuchsteller oder die Gesuchstellerin einen Bewirtschaftungsplan einreicht,

der einen höheren Besatz rechtfertigt;

b. das Verhältnis zwischen Schafen und anderen Tieren (Nutztieren) geändert werden soll;

c. Flächenmutationen dies erfordern.

2 Er setzt den Normalbesatz unter Berücksichtigung der Stellungnahmen der kantonalen

Fachstellen, insbesondere der Fachstelle für Naturschutz, herab, wenn:

a. die Bestossung im Rahmen des Normalbesatzes zu ökologischen Schäden*

geführt hat;

b. kantonale Auflagen nicht zur Behebung ökologischer Schäden geführt haben;

c. sich die Weidefläche, insbesondere durch Verwaldung oder Verbuschung,

wesentlich reduziert hat.

3 Er setzt den Normalbesatz neu fest, wenn die Bestossung über drei Jahre in Folge

75 Prozent des festgelegten Normalbesatzes unterschreitet. Er berücksichtigt dabei

den durchschnittlichen Bestand der letzten drei Jahre und die Anforderungen an eine

nachhaltige Nutzung.

Anhang 2

1 Flächen, die nicht beweidet werden dürfen**

1.1 Folgende Flächen dürfen nicht beweidet werden und müssen vor Tritt und

Verbiss durch Weidetiere geschützt werden:

a. Wälder, ausgenommen traditionell beweidete Waldformen, wie die

Waldweiden oder wenig steile Lärchenwälder in den inneralpinen Regionen,

die keine Schutzfunktionen erfüllen und nicht erosionsgefährdet

sind;

b. Flächen mit empfindlichen Pflanzenbeständen und Pioniervegetation

auf halboffenen Böden;

c. steile, felsige Gebiete, in denen sich die Vegetation zwischen den Felsen

verliert;

d. Schutthalden und junge Moränen;

e. Flächen, auf denen durch Beweidung die Erosionsgefahr offensichtlich

verstärkt wird;

f. mit einem Weideverbot belegte Naturschutzflächen.

1.2 Grat- und Hochlagen mit langer Schneebedeckung oder kurzer Vegetationszeit,

die als bevorzugte Aufenthaltsorte der Schafe bekannt sind, dürfen nicht

als Standweide genutzt werden.
* ökologische Schäden: muss von amtlicher Stelle beweisen und eine Verfügung schreiben.

** In Anhang 2 ist nicht erwähnt, dass ein Wildeinstandsgebiet nicht beweidet werden darf.

Diskussion

Auftrag BAFU

Betroffen Landwirtschaft

Jagdbann auf Kosten Sömmerung.

Ausfall vom Landwirtschaftsbudget getragen.

